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Evaluation von Subventionen im Rahmen der 
regionalen Wirtschaftspolitik in Deutschland1

Kurzfassung der mit dem DeGEval-Nachwuchspreis 
2014 ausgezeichneten Arbeit

Bastian Alm2

1. Einleitung

In der Bundesrepublik Deutschland ist die regionale Wirtschaftspolitik ein wichti-
ger Baustein der allgemeinen Wirtschaftspolitik.3 Ihr Ansatzpunkt ist die gezielte 
und maßvolle Beeinfl ussung der räumlichen Verteilung von ökonomischen Aktivitä-
ten im Bundesgebiet.

Zentrales Instrument dieses Politikbereichs ist die im Jahre 1969 eingeführte 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW). Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern in der GRW ist ver-
fassungsrechtlich in Artikel 91a Grundgesetz geregelt und im Gesetz über die GRW 
konkretisiert (siehe BMJV 1969). Primäre Zielsetzung der GRW ist es, struktur-
schwache Regionen durch den Ausgleich ihrer Standortnachteile an die allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung heranzuführen und damit zu einer Verringerung regionaler 
Entwicklungsunterschiede beizutragen. Die Erreichung dieses Ziels ist von großer 
gesamtgesellschaftlicher Bedeutung und durch das Verfassungsgebot der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art. 72 Abs. 2 Nr. 2 GG und Art. 106 Abs. 3 
Nr. 2 GG) abgesichert. 

In der Vergangenheit wurden etwas über zwei Drittel der GRW-Mittel zur För-
derung von Unternehmensinvestitionen eingesetzt. Zwischen 1972 und 2012 wur-
den durch die GRW insgesamt 113.008 betriebliche Investitionsvorhaben gefördert. 
Im Zuge dieser Investitionsvorhaben sollten rund 1,59 Millionen zusätzliche Dauer-
arbeitsplätze geschaffen und etwa 2,44 Millionen Dauerarbeitsplätze gesichert wer-

1 Die in diesem Beitrag geäußerten Ansichten sind die persönliche Meinung des Autors und nicht 
notwendigerweise die des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

2 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Berlin
3 Für eine umfassende Darstellung der Aufgaben, Instrumente und Perspektiven der regionalen 

Wirtschaftspolitik siehe u.a. Alm/Fisch (2014).
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den.4 Da im Anschluss an die deutsche Wiedervereinigung eine Vielzahl von ost-
deutschen Unternehmen in den Genuss intensiver fi nanzieller Förderung durch die 
GRW kam, nahm das entsprechende Mittelvolumen in der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre ein Ausmaß an, das weder zuvor noch nachfolgend erreicht wurde. Zwischen 
1991 und 2012 zahlte die GRW in den Fördergebieten insgesamt etwa 44 Milliar-
den Euro an Unternehmen aus.5

Für eine regelmäßige und systematische Evaluation dieser Intervention sprechen 
verschiedene Argumente. So gebietet der enge Spielraum der öffentlichen Haushalte 
grundsätzlich einen effi zienten Einsatz staatlicher Mittel, sodass deren Wirksamkeit 
auf bestimmte Zielgrößen kontinuierlich und möglichst realitätsadäquat überprüft 
werden sollte. Auch in verfassungs- (Art. 114 Abs. 2 GG) sowie haushaltsrechtli-
chen (§ 7 BHO bzw. § 6 HGrG) Bestimmungen wird die Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit von fi nanzwirksamen Maßnahmen gefordert. Außerdem lassen sich 
Evaluationsvorhaben der GRW mit den hohen Opportunitätskosten und den zu er-
wartenden Nebeneffekten des Fördermitteleinsatzes rechtfertigen.

In diesem Beitrag wird zunächst ein kurzer Überblick über die Notwendigkeit, 
Konzeption und Intention der regionalen Wirtschaftspolitik in Deutschland gegeben. 
Anschließend werden die Grundidee und Aufgaben von Wirkungsanalysen zur Eva-
luation der Unternehmenssubventionen umrissen. Die Resultate der Wirkungsanaly-
se für den Zeitraum 1999 bis 2008 stützen die Hypothese, dass die GRW tatsächlich 
zur Verbesserung der Beschäftigungssituation in strukturschwachen Gebieten beitra-
gen kann.

2. Notwendigkeit, Ansatz und übergeordnete Ziele der 
regionalen Wirtschaftspolitik in Deutschland

Zur Begründung von staatlichen Interventionen zwecks der Förderung struktur-
schwacher Regionen werden in der ökonomischen Literatur in aller Regel allo-
kations- und distributionspolitische Überlegungen angeführt. Während bei der 
allokationspolitischen Argumentation der Fokus auf Marktversagenstatbestän-
den und hierbei insbesondere auf der volkswirtschaftlich ineffi zienten räumlichen 
Verteilung von Produktionsfaktoren liegt, stützt sich die distributionspolitische Be-
gründung im Wesentlichen darauf, dass rein marktwirtschaftliche Lenkungsmecha-
nismen im Hinblick auf gesellschaftlich relevante Zielgrößen keine befriedigenden 
Ergebnisse hervorrufen.

4 Datengrundlage: Bewilligungsstatistik des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle.
5 Davon wurden rund 4,3 Milliarden Euro durch Kofi nanzierung aus dem Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung (EFRE) erbracht.
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Zur Rolle des Bundes und der Länder

Die Rolle des Bundes auf dem Gebiet der regionalen Wirtschaftspolitik ergibt 
sich unmittelbar aus dem Grundgesetz: „Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten 
bei der Erfüllung von Aufgaben der Länder mit, wenn diese Aufgaben für die Ge-
samtheit bedeutsam sind und die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Le-
bensverhältnisse erforderlich ist“ (Art. 91a Abs. 1 GG). Abgesehen vom halben Fi-
nanzierungsanteil übernimmt der Bund im Rahmen der GRW die Strategie- und 
Koordinierungsfunktion. Im gemeinsam mit allen Ländern festgelegten Koordinie-
rungsrahmen6 werden Fördergebiet, -ziele, -prinzipien, -schwerpunkte und -bedin-
gungen festgelegt. Diese gelten im gesamten Bundesgebiet und stellen sicher, dass 
die beihilferechtlichen Rahmenbedingungen für alle Länder verbindlich umgesetzt 
werden und der Förderwettbewerb in Deutschland klaren Regeln unterliegt. Die re-
gelgebundene Förderung stellt eine hohe Transparenz und Verbindlichkeit sicher. 
Die Koordinierungsfunktion des Bundes umfasst schließlich auch das Monitoring 
und die Evaluation der GRW.

Im Sinne der Subsidiarität liegt die konkrete Durchführung der Förderung in 
der alleinigen Verantwortung der Länder: Sie entscheiden, inwieweit sie den – zwi-
schen Bund und Ländern unter Beachtung der beihilferechtlichen Vorgaben – ge-
setzten Rahmen ausschöpfen und bestimmte (regionale und sektorale) Förder-
schwerpunkte setzen.7 

Grundsätze der Förderung der gewerblichen Wirtschaft im Rahmen der GRW

Die GRW-Förderung erfolgt – auch in der neuen Förderperiode vom 1. Juli 2014 
bis 31. Dezember 2020 – ausschließlich in strukturschwachen Regionen und damit 
Gebieten, deren Wirtschaftskraft deutlich unter bzw. deren Arbeitslosigkeit merk-
lich über dem bundesweiten Durchschnitt liegt. Die Abgrenzungen des Regionalför-
dergebietes erfolgen dabei unter Beachtung der jeweils gültigen Bestimmungen der 
EU-weit geltenden Leitlinien für Regionalbeihilfen8 anhand objektiver, nachvoll-
ziehbarer und transparenter Kriterien. Das Fundament der Fördergebietsabgrenzung 
bildet ein Regionalindikatorenmodell, das das Ausmaß der regionalen Struktur-
schwäche adäquat widerspiegeln soll. Im Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezem-
ber 2020 gehören, neben der Gesamtheit der ostdeutschen Regionen, auch einige 
westdeutsche Regionen – insbesondere entwicklungsschwache ländliche Regionen, 
altindustrielle Regionen im Strukturwandel und die unter hohem Anpassungsdruck 
stehenden ostbayerischen Grenzregionen zu Tschechien – zum Fördergebiet.

Förderschwerpunkt der GRW ist die Belebung der Investitionstätigkeit in den 
strukturschwachen Regionen. Dazu gewährt die GRW direkte Zuschüsse oder 
Zinszuschüsse zu den Investitionskosten privater Unternehmen. Diese Förderung 

6 Für den GRW-Koordinierungsrahmen ab 1. Juli 2014 siehe http://www.bmwi.de/BMWi/Redakt 
ion/PDF/J-L/koordinierungsrahmen-gemeinschaftsaufgabe-verbesserung-regionale-wirtschafts 
struktur-ab-010714,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf.

7 Grundlage hierfür sind in der Regel eigene Förderrichtlinien der Länder. Einige Länder verzichten 
ganz auf eigene Richtlinien und fördern allein auf der Basis des Koordinierungsrahmens.

8 Für die Leitlinien für Regionalbeihilfen 2014 bis 2020 siehe http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=OJ:C:2013:209:0001:0045:DE:PDF.
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für die gewerbliche Wirtschaft bildet gemeinsam mit den Investitionszuschüssen für 
kommunale wirtschaftsnahe Infrastruktureinrichtungen ein grundsätzlich komple-
mentäres Förderangebot für strukturschwache Regionen.9

In enger Anlehnung an die Exportbasistheorie besteht die Interventionslogik der 
GRW darin, über die Stärkung von Investitionen zusätzliche Beschäftigung und zu-
sätzliches Einkommen innerhalb der Fördergebiete zu schaffen und damit das Ge-
samteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum auf Dauer wesentlich zu erhö-
hen (sogenannter Primäreffekt). Dieses zusätzliche Einkommen führt ceteris paribus 
zu einer höheren Kaufkraft der regionalen Bevölkerung, die auch bei den überwie-
gend lokal ausgerichteten Unternehmen die Güternachfrage verstärkt und sich in 
einer weiteren – dem ursprünglich durch den Impuls der Förderung der gewerbli-
chen Wirtschaft nachgelagerten – Wirkungsrunde positiv auf die regionale Beschäf-
tigungs- und Einkommenssituation auswirkt (Sekundäreffekt).

9 Die GRW beteiligt sich weiterhin an Länderprogrammen zur Förderung nicht investiver Unterneh-
mensaktivitäten kleiner und mittlerer Unternehmen, die deren Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-
onskraft stärken. 

 




